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Geleitwort

Die Erbringung von bargeldlosen Zahlungen durch Zahlungsdienstleister ge
winnt zunehmend an Bedeutung. Zahlungsdienste werden in der Hauptsache von 
Kreditinstituten erbracht, neben die in jüngerer Zeit aber auch Zahlungs- und E- 
Geld-Institute treten, die innerhalb der Europäischen Union Zahlungsdienste er
bringen dürfen. Es besteht Grund zur Annahme, dass die Marktanteile solcher In
stitute, die im Unterschied zu Kreditinstituten nicht der gesetzlichen Einlagensi
cherung unterliegen, künftig anwachsen. Europäisches Richtlinienrecht sieht zur 
Absicherung von Kundengeldern Regelungen vor, die den Mitgliedstaaten aufge
ben, mit der Inanspruchnahme von Zahlungsdienstleistern für die Kunden verbun
dene Insolvenzrisiken abzusichern. Der Verfasser hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
die aus der Insolvenz von Zahlungs- und E-Geld-Instituten für die Kunden er
wachsenden Risiken genau zu erfassen und die europarechtlichen Vorgaben sowie 
die deutschen Umsetzungsregelungen auf ihre dogmatische Stimmigkeit, Wir
kungsweise und Effektivität hin zu untersuchen. Eine vergleichende Untersuchung 
des entsprechenden englischen Rechts, das vor dem Brexit nach EU-rechtlichen 
Vorgaben geschaffen worden ist, eröffnet eine breitere Perspektive auf die Proble
matik und legt die Basis für sehr konkrete praxistaugliche Reformvorschläge de 
lege ferenda. Dadurch gelingt die fundierte und wissenschaftlich weiterführende 
Abhandlung einer sehr anspruchsvollen Materie.

Die Arbeit leistet einen ausgesprochen qualifizierten Beitrag zur wissenschaft
lichen Aufarbeitung des Insolvenzrechts der Zahlungs- und E-Geld-Institute. Viele 
offene Zweifelsfragen werden aufgedeckt und kenntnisreich diskutiert. Dabei wer
den die Unwägbarkeiten und Schwächen des geltenden Rechts klar herausgearbei
tet. Die Analyse geht ins dogmatische Detail, ohne das Große und Ganze aus dem 
Blick zu verlieren. Der Verfasser wahrt den Überblick und hält den gedanklichen 
roten Faden. Die rechtsvergleichende Untersuchung des englischen Rechts ist ein 
sehr gelungenes Stück insolvenzrechtlicher Grundlagenarbeit. Besonders einzu
nehmen vermag der Reformvorschlag de lege ferenda in Anlehnung an das engli
sche und ähnliche Regelungsmodelle im deutschen Recht.
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